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Königlichen Preußiſchen Staaten. 


x 


ZEN 


(Nr. 6135.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 9. Juni 1865,, betreffend die Verleihung der fiska⸗ 
liſchen Vorrechte fuͤr den Bau und die Unterhaltung der Chauſſee vom 
Gubener Thore zu Frankfurt a. d. O. bis zur Buſchmuͤhle an die zu dieſem 
Zwecke zuſammengetretene Aktiengeſellſchaft. 


Nachdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer 
Chauſſee vom Gubener Thore zu Frankfurt a. d. O. nach der Buſchmuͤhle ge⸗ 
nehmigt habe, verleihe Ich hierdurch der zu dieſem Zwecke zuſammengetretenen 
Aktiengeſellſchaft das Expropriationsrecht für die zu dieſer Chauſſee erforderlichen 
Grundſtuͤcke, imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ und Unter⸗ 
haltungs⸗ Materialien, nach Maaßgabe der für die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden 
Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straße. Zugleich will Ich der Geſellſchaft 
gegen Uebernahme der kuͤnftigen chauſſeemaͤßigen Unterhaltung der Straße das 
Recht zur Erhebung des Chauſſeggeldes nach den Beſtimmungen des fuͤr die 
Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich der in 
demſelben enthaltenen Beſtimmungen uͤber die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen 
die Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf 
den Staats = Chauffeen von Ihnen angewandt werden, hierdurch verleihen. 
Auch ſollen die dem Chauffeegeld- Tarife vom 29. Februar 1840, angehängten 
Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei-Vergehen auf die gedachte Straße zur 
Anwendung kommen. = 

Der gegenwaͤrtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Stralſund, den 9. Juni 1865. 


Wilhelm. 
v. Bodelſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter für Handel, Gewerbe 
1910 Pi und oͤffentliche Arbeiten. 
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fegium wegen Emiſſion von Prioritäts⸗Obligationen der Berlin⸗ Anhaltiſchen 
Eiſenbahngeſellſchaft zum Betrage von 1,500,000 Thalern. Vom 
1. Juli 1865. 5 i 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc, 


Nachdem die Berlin⸗Anhaltiſche Eiſenbahngeſellſchaft auf Grund des in x 
den Generalverſammlungen vom 20. Februar und 5. April d. J. gefaßten 
Beſchluſſes darauf angetragen hat, Behufs der durch den geſteigerten Verkehr 
abermals nöthig gewordenen Verbeſſerung und vermehrten Ausruͤſtung des Unter⸗ 
nehmens die Aufnahme einer Summe von Einer und einer halben Million 
Thalern durch Ausgabe auf den Inhaber lautender und mit Zinskupons ver⸗ 
ſehener Prioritaͤts⸗Obligationen zu geſtatten, ertheilen Wir in Gemaͤßheit des 
H. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. durch gegenwaͤrtiges Privilegium hierzu 
Unſere landesherrliche Genehmigung unter dem Vorbehalt der ſpeziellen Feſtſetzung 
des Verwendungsplanes durch Unſeren Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und 
oͤffentliche Arbeiten und unter nachſtehenden Bedingungen: 


| $. 1. N 

d Die zu emittirenden Prioritaͤts⸗Obligationen werden in 1500 Stuͤck a 
300 Thaler in fortlaufenden Nummern von 1. bis 1500. und in 7500 Stuͤck 
24100 Thaler in fortlaufenden Nummern von 1501. bis 9000. nach dem an⸗ 
25 “ liegenden Schema ausgefertigt und erhalten Zinskupons zu je fünf und fünf 
0 Jahren und mit jeder Kupon⸗Serie einen Talon. Auf der Ruͤckſeite der Oblis 
gationen wird das gegenwaͤrtige Privilegium abgedruckt. 2 


0 H. 2. 


N Die Prioritaͤts⸗Obligationen werden mit vier ein halb Prozent jährlih 
verzinſt, und die Zinſen in halbjährlichen Terminen am 2. Januar und 2. Jul! 
jeden Jahres gezahlt. An den Dividenden der Berlin-Anhaltiſchen Eiſenbahn ;? 
geſellſchaft nehmen die Prioritaͤts⸗Obligationen keinen Theil, dagegen erhalten „„ 
fur die ihnen zugeſicherten vier ein halb Prozent Zinſen das Vorrecht vor den 
vorhandenen Stammaktien im Betrage von 8,500,000 Thalern dergeſtalt, daß 2% 
die Zinſen der erſteren bei der jährlichen Einnahme vor den Dividenden der 
Stammaktien in Abzug gebracht werden. Auch den Kapitalien der Prioritaͤts⸗ 
Obligationen ſteht daſſelbe Vorzugsrecht vor dem Stammaktien-Kapitale der 
8,500,000 Thaler zu. fi 8 

Diagegen ſtehen die neuen Prioritaͤts⸗Obligationen folgenden auf dem Ge 
ſellſchaftsbermoͤgen der Berlin-Anhaltiſchen Eiſenbahngeſellſchaft laſtenden Prio⸗ 4 
ritätsaktien reſp. Prioritäts⸗Obligationen in der Priorität nach; 1 
1) denjenigen 1,500,000 Thalern Prioritätsaktien, welche mit Unſerer 
unterm 18. Februar 1842. ertheilten Genehmigung (Geſetz⸗Samml. 2 

für 1842, S. 77.) emittirt find, 
2) den⸗ 
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2) denjenigen 1 ‚000,000 Thalern Prioritäts⸗Obligationen, welche nach Unferem 
unterm 4. Februar 1856. erlaſſenen Privilegio emittirt ſind (Geſetz⸗ 
Samml. für 1856. S. 94. ff.), 


3) denjenigen 4,500,000 Thalern Prioritaͤts⸗Obligationen, welche nach Unſerem 
unterm 25. Juni 1856. erlaſſenen Privilegio emittirt find (Geſetz⸗ 
Samml. fuͤr 1856. S. 622. ff.), b 


und zwar ſowohl ruͤckſichtlich der Zinſen, als ruͤckſichtlich des Kapitals, ſo daß 
den ſchon vorhandenen Prioritaͤts-Aktien und Obligationen im Geſammtbetrage 
von 7,000,000 Thalern die unbedingte Priorität ausdruͤcklich vorbehalten bleibt. 
Ruͤckſichtlich der Priorität der beregten 7,000,000 Thaler unter ſich verbleibt 
es bei den bisherigen Beſtimmungen. i 


§. 4. 


Die nach dem gegenwärtigen Privilegium kreirten Prioritaͤts-Obligationen 
unterliegen der Amortiſation und es wird ſuͤr dieſe alljaͤhrlich die Summe von 
7,500 Thalern unter Zuſchlag der durch die eingeloͤſten Obligationen erſparten 
Zinſen aus dem Ertrage des Eiſenbahn⸗ Unternehmens verwendet. i 

Die Amortiſation und die jaͤhrliche Verwendung von 7,500 Thalern ſoll 
jedoch erſt mit dem Jahre 1867. ihren Anfang nehmen, dergeſtalt, daß die 
Zuruͤckzahlung der zu amortiſirenden Obligationen, welche am 1. Juli jedes 
Jahres geſchehen foll, zuerſt im Jahre 1867. erfolgt. f 

Es bleibt der Generalverſammlung der Eiſenbahngeſellſchaft vorbehalten, 
unter Genehmigung der Staatsregierung den Amortiſationsfonds zu verſtaͤrken 
und fo die Tilgung der Prioritaͤts⸗Obligationen zu beſchleunigen. Auch bleibt 
der Eiſenbahngeſellſchaft das Recht vorbehalten, außerhalb des Amortiſations⸗ 
verfahrens, unter Genehmigung der Staatsregierung, die Prioritaͤts⸗Obligationen 
durch die öffentlichen Blaͤtter mit mindeſtens dreimonatlicher Friſt zu kuͤndigen 
und durch Zahlung des Nennwerthes einzuloͤſen. 

i Ueber die Amortiſation muß Unſerem Eiſenbahn-Kommiſſariate zu Berlin 
‚alljährlich ein Nachweis vorgelegt werden. ö 


$ 5. 

Die Inhaber der Prioritaͤts-Obliggtionen ſollen nur in folgenden Faͤllen 
den Nennwerth dieſer Obligationen von der Geſellſchaft zuruͤckzufordern be⸗ 
rechtigt ſein: 8 

a) wenn ein Zinszahlungstermin länger als drei Monate unberichtigt bleibt; 
b) wenn der Transportbetrieb auf der Eiſenbahn mit Dampfwagen laͤnger 
als ſechs Monate ganz aufhoͤrt; | Ä 
c) wenn gegen die Geſellſchaft Schulden halber Exekution vollſtreckt wird; 
d) wenn Umſtaͤnde eintreten, die einen Glaͤubiger nach allgemeinen geſetz⸗ 
lichen Grundſaͤtzen berechtigen wuͤrden, einen Arreſtſchlag gegen die 


Geſellſchaft zu begruͤnden; Aae 
Ar. 6136.) en i 103 * e) wenn 
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> 2) wenn die im H. 4. feſtgeſetzte Amortiſation der Prioritäts⸗Obligationen 
nicht eingehalten wird. 8 


In den Faͤllen ad a. bis d. bedarf es einer Kuͤndigung nicht, ſondern 
das Kapital kann an demſelben Tage, wo einer dieſer Falle eintritt, zuruͤck⸗ 
gefordert werden, und zwar zu a. bis zur Zahlung des betreffenden Zinskupons, 

zu b. bis zur Wiederherſtellung des unterbrochenen Transportbetriebes, zu C. bis 
zum Ablaufe eines Jahres nach Aufhebung der Exekution, zu d. bis zum Ab⸗ 
laufe eines Jahres, nachdem jene Umſtaͤnde aufgehoͤrt haben. f 
In dem sub e. vorgeſehenen Falle iſt jedoch eine dreimonatliche Kuͤndigungs⸗ 

friſt zu beobachten, auch kann der Inhaber einer Prioritaͤts⸗Obligation von dieſem 


machen, wo die Zahlung des Amortiſationsquantums haͤtte erfolgen ſollen. 


gationen⸗Inhabern das geſammte bewegliche und unbewegliche Vermoͤgen der 
Geſellſchaft nach Maaßgabe des folgenden Paragraphen verpfaͤndet. 


f §. 6. 
So lange nicht die gegenwärtig kreirten Prioritats⸗Obligationen eingelöft 


find, oder der Einloͤſungs⸗Geldbetrag gerichtlich deponirt iſt, darf die Geſellſchaft 
von den zur Bahnlinie, zu den Bahnhoͤfen und zum Bahnbetriebe verwendeten 

und eingerichteten Grundſtuͤcken nichts veraͤußern, auch neue Anleihen nur mit 
der Maaßgabe aufnehmen, daß den Prioritäͤts⸗Obligationen der jetzigen Emiſſion 
fuͤr Kapital und Zinſen das Vorrecht vor den ferner auszugebenden Obligationen 

reſervirt und gefichert bleibt. In der Veraͤußerung ſolcher Grundſtuͤcke hingegen, 
welche weder zur Bahnlinie, noch zu den Bahnhöfen, noch zum Bahnbetriebe 
benutzt werden, wird die Geſellſchaft unter Genehmigung des Staates (Geſetz 
vom 3. November 1838, H. 7.) hierdurch nicht beſchraͤnkt. ; 


N 


Die Nummern der nach der Beſtimmung des F. 4. zu amortiſirenden 
Obligationen werden jahrlich durch das Loos beſtimmt und wenigſtens drei 
Monate vor dem Zahlungstage Öffentlich bekannt gemacht. Es ſoll jedesmal 
ein moͤglichſt gleicher Kapitalbetrag in Obligationen à 500 Rthlr. und in 
Obligationen à 100 Rthlr. gezogen werden. 


H. 8. 


Die Verlooſung geſchieht durch die Geſellſchaftsdirektion in Gegenwart 
weier Notare in einem vierzehn Tage vorher zur Öffentlichen Kenntniß zu 
ringenden Termine, zu welchem den Inhabern der Prioritaͤts⸗Obligationen der 
Zutritt geſtattet iſt. N 5 


H. 9. 


14 


ſimmten Tage in Berlin von der Geſellſchaftskaſſe nach dem Nominalwertbe 9 


Kuͤndigungsrechte nur innerhalb dreier Monate von dem Tage ab Gebrauch 


Bei Geltendmachung des vorſtehenden Ruͤckforderungsrechts iſt den Obli⸗ 5 


Die Auszahlung der ausgelooſten Obligationen erfolgt an dem dazu be: 4 
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an die Vorzeiger der Obligationen gegen Auslieferung derſelben. Mit dieſem 
Tage hört die Verzinſung der ausgelooſten Obligationen auf. Mit letzteren 
nd zugleich die ausgereichten, noch nicht faͤlligen Zinskupons und Talons ein⸗ 
zuliefern. Geſchieht dies nicht, fo wird der Betrag der fehlenden Zinskupons 
von dem Kapitale gekürzt und zur Einlöſung der Kupons verwendet. Die im 
Wege der Amortiſation eingelöften Obligationen ſollen in Gegenwart zweier 
Notare verbrannt, und es ſoll, daß dies geſchehen, durch die öffentlichen Blätter 
bekannt gemacht werden. Die Obligationen aber, welche in Folge der Ruͤck⸗ 
forderung oder Kuͤndigung der Inhaber außerhalb der Amortiſation eingelöft 
werden (F. 4.), kann die Geſellſchaft wieder verausgaben. ö f 


$. 10 


Ruͤckſichtlich der Obligationen, welche ausgelooſet ſind und, der Bekannt⸗ 
machung durch die oͤffemlichen Blaͤtter ungeachtet, nicht binnen ſechs Monaten 
nach dem Zahlungstermine zur Einlöfung prafentirt worden, tritt gerichtliche 


; „ 


Depoſition ein. ; | 
H. 11. g 


Die in den Hh. 4. 7. 8. 9. vorgeſchriebenen öffentlichen Bekanntmachungen 
erfolgen durch das Amtsblatt der Regierung zu Potsdam, den Preußiſchen 
F mindeſtens zwei Berliner Zeitungen und eine Leipziger 
Zeitung. g N VV PR 

Zw Urkund diefes haben Wir das gegenwärtige landesherrliche Privi⸗ 
legium Allerhoͤchſteigenhaͤndig vollzogen und unter Unſerem Königlichen Inſiegel 
ausfertigen laſſen, ohne jedoch dadurch den Inhabern der Obligationen in An⸗ 
ſehung ihrer Befriedigung eine Gewaͤhrleiſtung von Seiten des Staates zu 
geben oder Rechten Dritter zu präjubiziren. i 5 
17 = gegenwärtige Privilegium iſt durch die Gefeh - Sammlung bekannt 
zu machen. 5 | 


Giegeben Carlsbad, den 4. Juli 1865. 


> (u SE: Wilhelm. 


. Bodelſchwingh. Er. v. Jbenplitz. 


Ger. 6136.) | Prioritaͤts⸗ 


prioritäts — Oblig ation 


i der 

Berlin- Anhaltiſchen Eiſenbahngeſellſchaft 
BAR über NE 

2 Fuͤnfhundert Thaler Preußiſch Kur ant 

5 i ö zu 4% Prozent Zinſen a 

. ö Littr. B. 


8 Inhaber diefes hat auf Höhe von Fünfhundert Thalern Preußiſch Kurant Antheil an dem in 
Gemaͤßheit Allerhöchfter Genehmigung und nach den Beſtimmungen des umſtehenden Allerhoͤchſten 
Privilegii emittirten Kapital von Einer Million und Fünfmalhundert Tausend Thalern 
Prioritäts- Obligationen der Berlin-Anhaltiſchen Eiſenbahngeſellſchaft. 

1 a Berlin, den een. 18. 


Die Direktion der Berlin-Anhaltiſchen Eiſenbahngeſellſchaft. 
{ Uunterſchriften.) ä 

f . (LS) 
Ve N. N. 
Rendant. 


Obligationen-Reg. S. 3 1 = 
Kontroleur N 5 


Allerhöchſtes Privilegium. 


Prioritäts-Obligation Littr. B. N 5 15 el 
von Fünfhund ert, Thalern. | 


Dnsabe dieſes Kupons erhlt gegen deſſen Ruͤckgabe am 
2. Juli .... aus der Hauptkaſſe der Berlin⸗ ⸗Anhaltiſchen Eiſen⸗ „ 
bahngeſellſchaft Eilf Thaler sieben Silbergroschen sechs 
Pfennige Preußiſch Kurant ausgezahlt. 

Berlin, den n 18 


Die Direktion der Berlin - ⸗Auhaltiſchen Eiſenbahn⸗ 
Geſellſchaft. 


Nach $. 19. des Geſellſchafts⸗Statuts wird 
dieſer Zins-Kupon nach dem 2. Juli 18. 


nicht hr et 


Kupon⸗Reg. S. 


Die Prioritäts - Agenten à. 100 Rthlr. find nd bis auf die Summe 
gleichen Inhalts wie die zu 500 Rthlr., und die Zins-Kupons lauten auf 


u e nei Thaleu, sieben Silbergroschen sechs Pfennige. 


Talon d 


5 g 5 | 
Prioritäts⸗Obligation Littr. B. 
über... Thaler 


der . Anhaltiſchen Eiſenbahngeſellſchaft. 
Der Inhaber erhaͤlt hiergegen nach vorgaͤngiger Öffentlicher Bekannt⸗ 


\ machung die ..t Serie N VV für die folgenden fuͤnf 
Jahre nebſt Talon. a | 


Berlin, den 1 


Die Direktion der Berlin⸗Anhaltiſchen Eiſenbahngeſellſchaft. 


Cr. 6136-6138.) 5 (Nr. 6137.) 


es man 
Nr. 6137.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhöchſte Genehmigung der unter der Firma: 
> „Chauſſeebau⸗Geſellſchaft von Frankfurt a. d. O. bis zur Buſchmuͤhle“ mit 
dem Sitze zu Frankfurt a. d. O. errichteten Aktiengeſellſchaft. Vom 
14. Juli 1865. 1 — > 5 


. Koͤnigs Majeſtaͤt haben mittelſt Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 9. Juni 
d. J. die Errichtung einer Aktiengeſellſchaft unter der Firma: „Chauſſeebau⸗ 
Geſellſchaft von Frankfurt a. d. O. bis zur Buſchmuͤhle“ mit dem Sitze zu Frank⸗ 
furt a. d. O., ſowie deren Statut vom 4. Januar 1865, nebſt den in der nota⸗ 
riellen Verhandlung von demſelben Tage enthaltenen Zuſaͤtzen und unter den 
in dem Allerhoͤchſten Erlaſſe naͤher bezeichneten Maaßgaben zu genehmigen geruht. 

Der letztere wird nebſt dem Statute und deſſen Zuſaͤtzen durch das Amts⸗ 
blatt der Koͤniglichen Regierung zu Frankfurt a. d. O. bekannt gemacht werden. 


Berlin, den 14. Juli 1865. 


Der Miniſter für Handel, Der Der 1 
Gewerbe und öffentliche Juſtiz⸗Miniſter. Finanz⸗Miniſter. 
Arbeiten. ! Sm Auftrage: f IR 

Gr. v. Itzenplitz. Gr. zur Lippe. Geim. 


(Nr. 6138.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhoͤchſte Genehmigung der unter der Firma: 
i „Bendorfer Gas-Aktiengeſellſchaft“ mit dem Sitze zu Bendorf errichteten 
Akktiengeſellſchaft. Vom 14. Juli 1865. ER 


Des Königs Majeſtaͤt haben mittelſt Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 20. Juni d. J. 

die Errichtung einer Aktiengeſellſchaft unter der Firma: „Bendorfer Gas⸗Aktien⸗ 

geſellſchaft“ mit dem Sitze zu Bendorf, fowie deren Statut vom 1. März 1865. 

zu genehmigen geruht. N N 
Der Allerhoͤchſte Erlaß nebſt dem Statute wird durch das Amtsblatt der 

Koͤniglichen Regierung zu Coblenz bekannt gemacht werden. 
Berlin, den 14. Juli 1865. 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe Der Miniſter 


und öffentliche Arbeiten. i des Innern. 
Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin „gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(N. v. Decker). . 


